
 

 

 
 

Kantonsratsbeschluss 
 Vom 25.01.2022 

 

 

Nr. VI 0221/2021  

 

Gesetzesinitiative «Weniger Sozialhilfe für Scheinflüchtlinge» 

  

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 29 Absatz 3 sowie Artikel 32 Absatz 2 der 

Verfassung des Kantons Solothurn vom 8. Juni 19861) und § 41 Absatz 2 des Kantonsratsgesetzes 

vom 24. September 19892), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates 

vom 16. November 2021 (RRB Nr. 2021/1667), beschliesst: 

 

1. Wortlaut der als Anregung eingereichten Gesetzesinitiative Titel «Weniger Sozialhilfe für 

Scheinflüchtlinge» 

 

Die Sozialhilfeleistungen an asyl- und schutzsuchende Personen ohne Aufenthaltsbewilligung 

sowie an vorläufig aufgenommene Personen sind – im Vergleich zu den heutigen Leistungen 

– erheblich zu reduzieren. 

 

2. Stellungnahme und Empfehlung des Kantonsrates 

 

Der Kantonsrat lehnt die Gesetzesinitiative ab und empfiehlt dem Volk, sie ebenfalls abzu-

lehnen. 

 

 

Im Namen des Kantonsrats 

Nadine Vögeli Markus Ballmer 

Präsidentin Ratssekretär 

 

 

Dieser Beschluss unterliegt dem obligatorischen Referendum. 
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